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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 4 E „Ostfeld“ 

Ortsteil: Engershausen 
Plangebiet:  Westlich „Ostfeld“ / Nördlich „Offelter Weg“ 

Verfahrensstand: Satzungsfassung 

1 Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Gemarkung 
Engershausen, Flur 6 und umfasst das Flurstück 280 (teilweise). 
 
Er wird wie folgt begrenzt: 
 
im Osten  durch die westliche Grenze der Straße „Ostfeld": 
im Süden durch die nördliche Grenze der Straße "Offelter Weg"; 
im Westen durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 684, 802, 801, 800, 

799 und 5,00 m des Flurstückes 798; 
im Norden von dem Flurstück 798, das Flurstück 280 querend bis auf die 

Straße "Ostfeld". 
 
Gemäß § 1 (3) und § 2 (1) BauGB soll der Bebauungsplan Nr. 4 E „Ostfeld“ in einer 
Größe von rd. 2,29 ha aufgestellt werden. 
 
Der verbindliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im Plan selbst durch Plan-
zeichen festgesetzt. Der Bebauung besteht gem. § 9 (8) BauGB aus: 
− dem Plan mit den zeichnerischen Festsetzungen 
− den textlichen Festsetzungen und 
− der Begründung. 

2 Verfahren 

Der Bauleitplan soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB 
aufgestellt werden. 
 
Die Voraussetzung zur Anwendung dieses Instrumentes ist gegeben, da es sich bei 
dem Anlass und Ziel des Bebauungsplanes um eine Nachverdichtung bzw. Maßnahme 
der Innenentwicklung (hier: Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung eines vorhan-
denen Ortsteiles) handelt.  
Dabei liegt die nach dem Bebauungsplan zulässige Grundfläche unterhalb von 2 ha, so 
dass die Anwendungsvoraussetzung nach § 13 a (1) Ziffer 1 BauGB gegeben ist. 
Das Plangebiet befindet sich im bebauten Siedlungsbereich und ist von Bebauung an 
vier Seiten umgeben, so dass keine Auskragung in den Außenbereich erfolgt. Es wird 
keine Vorbereitung von Vorhaben überörtlicher Bedeutung getroffen. 
 
Mit der Anwendung des § 13 a BauGB kann entsprechend dem vereinfachten Verfah-
ren zur Aufstellung von Bebauungsplänen (§ 13 BauGB) auf eine Darstellung der nach 
§ 2 (4) BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes und der vor-
aussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprüfung) verzichtet werden, 
da mit der Planung der Umweltzustand des Plangebietes bzw. der benachbarten Ge-
biete nicht nachteilig verändert wird. 
Die Zulässigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben wird durch den Bebauungsplan nicht 
vorbereitet. 
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Die für das Bauleitplanverfahren notwendigen Beteiligungsschritte können im sog. be-
schleunigten Verfahren erfolgen. 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit (öffentliche Auslegung) gemäß § 3 (2) BauGB sowie 
die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
13 (2) Ziffer 3 BauGB i.V.m. § 4 (2) BauGB können auf der Grundlage des § 4a (2) 
BauGB parallel erfolgen. 

3 Raumordnung und Landesplanung 

Die Bauleitpläne sind gem. § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung und Landes-
planung anzupassen. Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Detmold - 
Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld - weist das Plangebiet als Wohnsiedlungsbereich 
aus. 

4 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Preußisch Oldendorf stellt für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im Westen und Süden „Flächen für den Gemein-
bedarf“ mit der Zweckbestimmung Jugendherberge dar. Im nördlichen Teil ist „Wohn-
baufläche“ dargestellt. Für die Darstellung der Gemeinbedarfsfläche an dieser Stelle im 
Stadtgebiet besteht keine Notwendigkeit mehr, so dass hier zukünftig ebenfalls eine 
Darstellung als „Wohnbaufläche“ erfolgen kann, welche auch für die an den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes angrenzenden Siedlungsflächen gilt. 

 
Der Flächennnutzungsplan ist gemäß § 13 (2) Ziffer 2 BauGB auf dem Wege der Be-
richtigung anzupassen. Die Notwendigkeit einer parallelen Änderung des Flächennut-
zungsplanes entfällt. Die landesplanerische Abstimmung hinsichtlich der Anpassung 
der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß § 20 
Landesplanungsgesetz wurde eingeholt und die Zustimmung am 28.07.2008 erteilt. 
Bedenken wurden in diesem Rahmen nicht vorgebracht. 
 
Die in dem Bebauungsplan geplante Festsetzung „Allgemeines Wohngebiet“ gem. § 4 
BauNVO gilt somit als aus der Darstellung des Flächennutzungsplanes gem. § 8 (2) 
BauGB entwickelt. 

5 Anlass und Ziele des Bebauungsplanes 

Innerhalb des Ortsteiles Preußisch Oldendorf sollen vorrangig Bereiche der Innenent-
wicklung einer baulichen Nutzung zugeführt werden. 
Hierzu zählt der in Rede stehende Standort, der aufgrund seiner Nähe zu den Infra-
struktur- und Versorgungseinrichtungen in dem Siedlungsschwerpunkt sowie der Lage 
zur „Bremer Straße“ (L 557) und der „Mindener Straße“ (B 65) zudem ein hohes Maß 
an äußerer Erschließungsgunst aufweist. 
Mit der Bauleitplanung soll die Schaffung von Wohnbaugrundstücken erreicht werden. 
Das Konzept einer privaten Projektentwicklung für den Planbereich sieht die Schaffung 
von Bauplätzen für eine Einzel- und Doppelhausbebauung bzw. alternativ in einem 
Teilbereich die Wohneinrichtungen im Sinne eines betreuten Wohnens vor. Es sind 
nach dem Konzept z.B. rd. 30 Einzelhausgrundstücke denkbar. 
 
Eine planungsrechtliche Beurteilung auf der Grundlage des § 34 BauGB scheidet auf-
grund des entstehenden Planungserfordernisses an dieser Stelle aus. 
Zur Realisierung des Bauvorhabens ist daher die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
gemäß § 30 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung er-
forderlich. 
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6 Situationsbeschreibung 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb einer von Wohnbebauung umgebenen Fläche 
nördlich des „Offelter Weges“, der im Westen an die „Bremer Straße“ (L 557) an-
schließt. Die Wohnbebauung entlang des „Offelter Weges“ stellt sich als zumeist zwei-
geschossige Bebauung mit geneigten Dächern dar. Östlich der Straße „Ostfeld“ befin-
det sich zumeist eingeschossige Bebauung. 
Nördlich des Plangebietes liegt eine ehemalige landwirtschaftliche Hofstelle, in der 
nach Auskunft des Veterinäramtes nur noch die Pferdehaltung mit 4 Pferden gemeldet 
ist. Die Tätigkeit kann vor dem Hintergrund des Immissionsschutzes und dem benach-
barten Wohnen als unbedenklich gewertet werden. 
Auf der Südseite des „Offelter Weges“ befindet sich ein parallel zur Straße verlaufender 
Fußweg, dem verkehrsberuhigende Einbauten vorgelagert sind. Solche Einbauten be-
finden sich auch auf der Nordseite der Straße und bestimmen so den Einmündungs-
punkt für die innere Erschließung des Plangebietes. Das Plangebiet selbst wird zurzeit 
bis auf ein Wohnbaugrundstück im Südwesten als Acker genutzt. 
Gewässer bzw. Grünflächen werden von der Planung nicht berührt. 

7 Belange des Städtebaus 

Innerhalb des Plangebietes soll eine Wohnbebauung in offener Bauweise für Einzel- 
und Doppelhäuser mit maximal zwei Vollgeschossen ermöglicht werden. In einem Teil-
bereich des Plangebietes soll die Möglichkeit geschaffen werden, alternativ innerhalb 
des Wohngebietes eine Einrichtung zur Betreuung älterer Menschen vorzusehen. 
 
Die beabsichtigte Wohn-Nutzung z.B. einer Seniorenwohnanlage mit Pflegewohnge-
meinschaft ist innerhalb eines „Allgemeinen Wohngebietes“, entsprechend der Ge-
bietstypik des Quartiers, grundsätzlich ohne Einschränkung zulässig. 
Dabei ist unerheblich, dass eine der Wohlfahrt dienende Stelle ein Wohnheim aus sozi-
alen Gründen zwecks der Betreuung und Pflege von älteren Menschen errichtet. Wenn 
die pflegebedürftigen / betreuungsbedürftigen Personen / Bewohner gewillt und in der 
Lage sind, ein eigen gestaltetes Leben in häuslicher Umgebung i.S. des Begriffes 
Wohnen in dauerhafter Weise (Häuslichkeit) auszuführen, ist die Nutzung als Wohnge-
bäude ohne Einschränkung in einem „Allgemeinen Wohngebiet“ zulässig. 
Die Seniorenwohnanlage mit Pflegewohngemeinschaft ist als Pflegeheim i.S. einer An-
lage für gesundheitliche oder soziale Zwecke im „Allgemeinen Wohngebiet“ zudem zu-
lässig. Hierin unterscheidet sich das Vorhaben z.B. von Jugendheimen, Landschulhei-
men, Internaten, Studentenwohnheimen etc. 
 
Die Erschließung des Plangebietes soll durch einen Anschluss an den „Offelter Weg“ 
erfolgen, der nach Norden in eine Ringerschließung übergeht. Nach Osten zum „Ost-
feld“ ist ausschließlich eine Fuß- / Radwegeverbindung nördlich des im Plangebiet zu 
berücksichtigenden Regenrückhaltebeckens vorgesehen. 
Die potentiellen Grundstücke am „Offelter Weg“ und am „Ostfeld“ sollen von diesen 
Verkehrsflächen direkt erschlossen werden. 
 
Vor dem Hintergrund des Anlasses und der Ziele der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 4 E „Ostfeld“ werden folgende Festsetzungen getroffen: 

7.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Auf der Grundlage des Baugesetzbuches  (BauGB) und der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) werden im Bebauungsplan  
- Allgemeines Wohngebiet  -WA- (§ 4 BauNVO) 
festgesetzt. Damit wird dem vorherrschenden Gebietstyp im Umfelds des Plangebietes 
entsprochen. 
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Allgemein zulässig sind neben den Wohngebäuden auch die der Versorgung des Ge-
bietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Hand-
werksbetriebe. Ausnahmsweise zulässig sind die Anlagen für kirchliche, kulturelle, so-
ziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke gem. § 4 (2) Ziffer 3 BauNVO. 
Innerhalb der festgesetzten Baugebiete werden die ausnahmsweise nach BauNVO zu-
lässigen Nutzungen wie 
• Betriebe des Beherbergungsgewerbes gem. § 4 (3) Ziffer 1 BauNVO 
• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 2 BauNVO 
• Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 (3) Ziffer 3 BauNVO 
• Gartenbaubetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 4 BauNVO 
• Tankstellen gem. § 4 (3) Ziffer 5 BauNVO 
ausgeschlossen, um der Wohnfunktion hier einen Vorrang einzuräumen. Dieses ge-
schieht vor dem Hintergrund, den Fahrverkehr ausschließlich auf den gebietszugehöri-
gen Verkehr des Wohnens zu reduzieren und nicht mit möglichem Besucherverkehr im 
Sinne von an- und abfahrender Kundschaft zu belasten. Im Sinne einer dörflichen Mi-
schung von Nutzungen mit kurzen Wegen sind die angrenzenden Gewerbeflächen ein 
adäquates Angebot. 
 
Im Plangebiet wird für einen Teilbereich ausnahmsweise eine Bebauung erlaubt, die 
Wohngebäude für Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf gem. § 9 (1) Ziffer 8 
BauGB ermöglicht. Hier soll dem demografischen Wandel entsprechend die Möglichkeit 
eingeräumt werden, thematisches Wohnen im Sinne von Mehrgenerationenwohnen, 
betreutes Wohnen o.ä. zu etablieren. Hierfür ist den Ansprüchen an die Wohnform und 
die Wohngebäude entsprechend eines Geschosswohnungsbaues im Gegensatz zu 
dem Einfamilienhaus oder einer Doppelhausbebauung in dem Gebiet alternativ zu ent-
sprechen. 

7.2 Maß der baulichen Nutzung / Bauweise / Höhen baulicher Anlagen 
Mit der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung innerhalb des Plangebietes soll 
zum einen die bauliche Dichte und zum anderen die Ausdehnung der zulässigen bauli-
chen Anlagen geregelt werden. 
Der flächenmäßige Anteil des Baugrundstückes, der von baulichen Anlagen überdeckt 
werden darf (ausgedrückt durch die zulässige Grundflächenzahl) wird mit einer GRZ 
von 0,3 festgesetzt. Es wird von der zulässigen Obergrenze des § 17 BauNVO (0,4) 
abgewichen, um in diesem von offener Bebauung geprägten Bereich des Stadtgebietes 
das Planungsziel einer offenen Bauweise mit geringer Versiegelung noch zu unterstüt-
zen. 
Die Geschossflächenzahl drückt das Verhältnis zur maßgebenden Grundstücksfläche 
des Baugrundstückes aus. In den Wohngebieten mit zwei Vollgeschossen als Höchst-
maß wird die zulässige Geschossflächenzahl mit einem Höchstmaß von 0,6 festge-
setzt. 
Es wird offene Bauweise mit einer maximal zulässigen Traufhöhe von 4,50 m und einer  
maximal zulässigen Firsthöhe von 9,5 m innerhalb des Gebietes ausgewiesen, gemes-
sen von der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche (Oberkante fertige Straßenmit-
te) bzw. von der privaten Erschließungsstraße. Hinsichtlich der Höhenentwicklung passt 
sich die Bebauung somit dem Umfeld an.  
 
Für den Teilbereich, der ausnahmsweise eine Bebauung erlaubt, die Wohngebäude für 
Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf vorsieht, wird ausnahmsweise ein an-
deres Maß der baulichen Nutzung erlaubt. Hierbei ist eine Traufhöhe von 6,00 m bis 
6,50 m zulässig. Hier soll die Möglichkeit der Errichtung von Pultdächern geschaffen 
werden. Zudem werden die maximale GRZ mit 0,4 und die GFZ mit 0,8 bestimmt. 
 
Die Tiefe der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen werden mit mindestens 
16,00 m großzügig gehalten, um eine flexible Ausnutzbarkeit der Baugrundstücke zuzu-
lassen. 
 
Mit den getroffenen Festsetzungen ist gleichzeitig eine Beschränkung der Wohneinhei-
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ten verbunden. Dabei wird die Anzahl in den WA-Gebieten auf maximal zwei Wohnein-
heiten pro Einzelhaus bzw. eine Wohneinheit pro Doppelhaushälfte beschränkt. Das 
Ziel für eine solche Beschränkung der Wohneinheiten ist die damit verbundene Redu-
zierung der Stellplätze auf den privaten Grundstücken und die Verringerung des Ziel- 
und Quellverkehrs in dem Planbereich. Die Festsetzung fügt sich in die Festsetzungen 
zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung aufgrund ihrer städtebaulichen Zielsetzung 
ein und bezieht sich nicht auf die zukünftig entstehenden Bau- und Buchgrundstücke, 
sondern auf die darauf zu errichtenden Gebäude. 
 
Als Mindestgröße von Baugrundstücken werden für die Bebauung mit Einzelhäusern 
500 m² und für ein Baugrundstück mit einer Doppelhaushälfte 300 m² festgesetzt. Mit 
der Festsetzung von Mindestgrößen der Baugrundstücke soll sich die Planung in die 
Eigenart der benachbarten Wohnquartiere einfügen. Ziel der Planung ist eine offene 
Bebauungsstruktur im Innenbereich und keine Verdichtung i.S. kleiner, ortsuntypischer 
Baugrundstücksgrößen. 

7.3 Stellplätze, Garagen und Carports 
Innerhalb des Plangebietes sind Stellplätze, Garagen und Carports auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Für die Errichtung von Garagen und Car-
ports in Längsausrichtung zur Straßenbegrenzungslinie ist ein mindestens 1,00 m  Ab-
stand von der Straßenbegrenzung einzuhalten, der mit bodenständigen Gehölzen und 
Sträuchern einzugrünen ist. 
Je Baugrundstück ist die Errichtung von maximal 2 Garagen, Carports bzw. überdach-
ter Stellplätze zulässig. 

7.4 Baugestalt 
Baugestalterische Festsetzungen auf der Grundlage des § 86 BauO NRW werden mit 
Bestimmungen zu der Dachform und der Dachneigung, Begrünung der nicht bebauten 
Fläche der Baugrundstücke und den Fassaden (Blockholzhäuser sind unzulässig) ge-
troffen. 
Gemäß der vorherrschenden Dachform innerhalb der angrenzenden Bestandsbebau-
ung wird in dem Plangebiet für die Hauptbaukörper das geneigte Dach als Sattel- und 
Walmdach zugelassen. Für die Anlage des betreuten Wohnens ist zudem das Pultdach 
zulässig. Als baugestalterische Festsetzung werden zudem Aussagen zur Dacheinde-
ckung und zu Dachaufbauten vorgenommen. Hiermit soll hauptsächlich die Fortsetzung 
der bestehenden geneigten Dachlandschaft in dem Plangebiet gewährleistet und die 
Einstreuung von ortsbild-untypischen Hauptbaukörpern mit Flachdächern vermieden 
werden. Zur Begrünung der Baugrundstücke werden Baum- / Strauchbepflanzungen 
festgesetzt. 
 
Ergänzend zu den Festsetzungen werden baugestalterische Empfehlungen aufge-
nommen, die dem Projekt „Regionale Baukultur des ländlichen Raumes im Mühlenkreis 
Minden-Lübbecke“ entsprechen. 
Die Empfehlungen beziehen sich auf die Hausform / -größe, die Dachausbildung, die 
Fassadengliederung, Öffnungen sowie Material / Farbe. 
Mit den Empfehlungen soll auf die Gestaltkriterien für Gebäude im Mühlenkreis hinge-
wiesen und eine Orientierung der Einzelbauherrn an diesen Kriterien erreicht werden. 

7.5 Grünflächen 
Innerhalb des Plangebietes werden keine Grünflächen festgesetzt. Es werden aber im 
Rahmen der baugestalterischen Festsetzungen Regelungen zur Begrünung der Bau-
grundstücke (Baum- / Strauchbepflanzungen) vorgesehen. 

7.6 Denkmalschutz 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale oder denkmalwerte Ob-
jekte. Auch Bodendenkmale sind in dem Gebiet nicht bekannt. Maßnahmen des Denk-
malschutzes oder zur Denkmalpflege innerhalb des Plangebietes sind nicht erforderlich. 
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Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Boden-
funde oder Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Kno-
chen, Fossilien) entdeckt werden, ist die Entdeckung unverzüglich der Stadt Preußisch 
Oldendorf oder dem Amt für Bodendenkmalpflege (Außenstelle Bielefeld 0521 / 
5200250) anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten. 

8 Verkehrliche Erschließung 

Innerhalb des Plangebietes wird eine 6,00 m breite Straßenverkehrfläche festgesetzt. 
Im Nordosten wird als Verbindung zum „Ostfeld“ eine 3,00 m breite Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung (Fuß- und Radweg) festgesetzt. 
Den Ansprüchen an die Zuwegung für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge nach der 
Bauordnung NRW kann mit der Erschließung entsprochen werden. 
Belange des ruhenden Individualverkehrs im öffentlichen Straßenraum außerhalb des 
Plangebietes sind durch die Planung nicht betroffen. Der Ausbaustandard der Ver-
kehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. 
Belange des ÖPNV sind durch die Planung nicht betroffen. 

9 Ver- und Entsorgung 

9.1 Trinkwasser / Schmutzwasser / Löschwasser 
Die Ver- und Entsorgungstrassen verlaufen in der öffentlichen Verkehrsfläche außer-
halb des Plangebietes. Es ist ein Anschluss des Plangebietes an die Leitungen inner-
halb der umgebenden Straßen geplant. 
Die Versorgung mit Löschwasser kann über die Trinkwasserleitung sichergestellt wer-
den. 
Durch die Bauleitplanung ergibt sich kein veränderter Anspruch an das Vorhalten von 
Löschwasserkapazitäten.  

9.2 Regenwasserentsorgung 
Die Regenwasserentsorgung erfolgt über das vorhandene Entsorgungsnetz mit einem 
Anschluss des Plangebietes an die Leitungen innerhalb der Straße „Ostfeld“. Hierzu ist 
das anfallende Niederschlagswasser innerhalb des Plangebietes vor der Einleitung zu-
rückzuhalten. Zu diesem Zweck wird im Nordosten des Gebietes ein Standort für ein 
Regenrückhaltebecken als Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt. Für das Becken 
selbst ist eine Flächengröße von rd. 600 m² projektiert, bei einem Fassungsvermögen 
von rd. 200 m³. Den Belangen des  § 51 a Landeswassergesetz (LWG) kann somit ent-
sprochen werden. 

9.3 Elektrizitäts- und Gasversorgung 
Das Plangebiet kann mit Elektrizität versorgt werden. Durch die Planung ergibt sich 
kein veränderter Anspruch an die Versorgungskapazitäten. 

10 Emissionen 

Immissionen innerhalb des Plangebietes sind durch die beabsichtigte Entwicklung des 
Plangebietes als Wohngebiet nicht zu erwarten. 
Die verkehrliche Belastung, die durch das Plangebiet erzeugt wird, bezieht sich aus-
schließlich auf den so genannten Anliegerverkehr. Eine Belastung umliegender Wohn-
gebiete durch den Anschluss des Plangebietes an die umgebenden Verkehrsflächen ist 
nicht zu erwarten. 
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Lärmimmissonen durch Gewerbe sind nicht zu berücksichtigen. Gewerbliche Betriebe 
befinden sich nicht in der Nachbarschaft des Plangebietes.  
Nördlich des Plangebietes liegt eine ehemalige landwirtschaftliche Hofstelle, in der 
nach Auskunft des Veterinäramtes nur noch die Pferdehaltung mit 4 Pferden gemeldet 
ist. Die Tätigkeit kann vor dem Hintergrund des Immissionsschutzes und dem benach-
barten Wohnen als unbedenklich gewertet werden. 
Hinsichtlich Verkehrslärmimmissionen ist die „Bremer Straße“ (L 757) unbeachtlich, da 
zwischen dem Emissionsband und den potentiellen Immissionsorten im Plangebiet ein 
durch Bebauung genutzter Abstand von rd. 100 m besteht. Gemäß überschlägiger 
Lärmermittlung nach RLS-90 ist das Plangebiet nicht mit Lärmimmissionen in einer 
Größenordnung belastet, die oberhalb der Orientierungswerte der DIN 18005 (Schall-
schutz im Städtebau) für ein „Allgemeines Wohngebiet“ (55/40 dB(A) tags/nachts) lie-
gen. 

11 Altablagerungen und Bodenschutz 

11.1 Flächen mit Bodenbelastungen und deren Kennzeichnung 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Anlagen / Einrichtungen vorhanden, die einen 
Altlastenverdacht auslösen. 

11.2 Begrenzung der Bodenversiegelung und vorrangige Inanspruchnahme von 
Brachflächen / Vermeidung von nachteiligen Bodenveränderungen 
Die Bodenversiegelung und -verdichtung wird auf der Grundlage der vorgesehenen 
Planung auf das dem Nutzungszweck entsprechende Maß begrenzt (Grundflächenzahl 
0,3 bzw. 0,4). Erosionen sind bei dem ebenen Gelände nicht zu erwarten. Ein Schad-
stoffeintrag in den Boden ist bei einem ordnungsgemäßen Bewohnen des zukünftigen 
Wohngebietes nicht zu erwarten. 
Mit dem Plangebiet wird Fläche in Anspruch genommen, die im Innenbereich im Sied-
lungszusammenhang mit den umgebenden Siedlungsflächen liegt und keinen neuen 
Siedlungsansatz begründet. 

11.3 Erhalt schutzwürdiger Böden 
Schutzwürdige Böden werden durch die Planung nicht in Anspruch genommen (lt. Karte 
des Geologischen Dienstes NRW). Es handelt sich um Böden mit einer geringen Bo-
denwertzahl. 

12 Belange der Umwelt 

Das Plangebiet erfüllt die Bedingungen an einen Bebauungsplan der Innenentwicklung 
gemäß § 13 a BauGB. 
Eine Umweltprüfung ist daher nicht notwendig. Die Zulässigkeit eines Vorhabens, das 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 
zur Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegt, 
wird nicht vorbereitet. 
 
Es entfällt die Notwendigkeit zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. § 1 a 
BauGB i.V.m. BNatSchG sowie das Aufzeigen von Maßnahmen zur Bewältigung von 
Eingriffsfolgen. Es sind gemäß § 13 a (2) Ziffer 4 BauGB Eingriffe in den Natur- und 
Landschaftshaushalt bereits vor der planerischen Entscheidung zur Aufstellung dieses 
Bebauungsplanes auf der Grundlage des § 34 BauGB zulässig gewesen. 
 
Nach den Bestimmungen des besonderen Artenschutzes ist im Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) zwischen besonders geschützten Arten und streng geschützten Arten 
zu unterscheiden, wobei Letzteren ein besonders intensiver Schutz zuteil wird. Welche 
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wild lebenden Tierarten und wild wachsenden Pflanzenarten einem strengen Arten-
schutz unterliegen, regeln die Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 10 
Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG) in Verbindung mit der Bundesartenschutzverordnung (Anlage 
1 Spalte 3 BArtSchV), der EG-Artenschutzverordnung (Anhang A der Verordnung EG 
Nr. 338/97) sowie der FHH-Richtlinie (Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG).  
Sofern streng geschützte Arten oder deren Lebensräume durch die Maßnahme betrof-
fen sind, ist dies im Abwägungsprozess besonders zu berücksichtigen. Nach § 19 (3) 
BNatSchG ist die Zerstörung eines nicht ersetzbaren Biotops streng geschützter Arten 
als Folge eines Eingriffes nur zulässig, wenn der Eingriff aus zwingenden Gründen des 
überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist.  
Innerhalb des Plangebietes sind keine floristischen oder faunistischen Arten bzw. deren 
Habitate bekannt, auf die die Anwendung der o.g. Aussagen zutreffen würde. 

13 Belange der sozialen Infrastruktur 

Mit der Planung werden keine veränderten Ansprüche an die Einrichtungen der sozia-
len Infrastruktur begründet. 
In dem Änderungsbereich ist bei einer vollständigen Inanspruchnahme der Flächen für 
eine Neubebauung mit folgenden Bevölkerungszahlen bezüglich des Bedarfes an Kin-
dertagesplätzen zu rechnen: 
rd. 30 Baugrundstücke x durchschnittlich 3,5 Bewohner = 105 Bewohner, 
105 Bewohner x rd. 20% = 21 Bewohner im Alter von 0 – 6 Jahren, 
hiervon rd. 55% = 12 Bewohner im Alter von 3 – 6 Jahren. 
Langfristig werden sich der Bedarf an Kindergartenplätzen in Tageseinrichtungen und 
der Bedarf an Grundschulplätzen aufgrund der prognostizierten demografischen Ent-
wicklung insgesamt verringern. 
Maßnahmen im Hinblick auf die Bereitstellung einer weiteren Gruppe in den Tagesein-
richtungen sind zurzeit nicht zu erkennen. Das Plangebiet allein betrachtet führt nach 
heutigem Kenntnisstand für das schulorganisatorisch anzusetzende Gesamtvolumen 
Preußisch Oldendorfs zu keinen wesentlichen Veränderungen. Es bestehen nach jetzi-
gem Kenntnisstand keine Auswirkungen auf die Gesamt-Schulentwicklungsplanung in 
Preußisch Oldendorf. 
Innerhalb des Plangebietes werden keine Flächen für öffentliche Einrichtungen festge-
setzt. 

14 Erschließungskosten 

Kosten für die Stadt Preußisch Oldendorf aufgrund der vorgesehenen städtebaulichen 
Maßnahmen ergeben sich nicht.  
Die Initiative für die Planung beruht auf einer privaten Projektentwicklung. 
Der Projekt- / Vorhabenträger hat die Kosten, die mit den Planungen zur Erreichung der 
bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit der Vorhaben verbunden sind, vollständig zu tra-
gen. 
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15 Bodenordnung 

Alle im Plangebiet liegenden Grundstücke befinden sich in privatem Eigentum bzw. in 
der Verfügung des Vorhabenträgers. Bodenordnerische Maßnahmen sind zur Neubil-
dung der Baugrundstücke auf privater Ebene erforderlich. 
 
 
 
 
Preußisch Oldendorf, im April 2009 
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